Hola!

Mein Name ist Thomas Leitner. Ich bin 19 Jahre alt und komme aus Graz, der zweitgrößten Stadt Österreichs. Dort leben 250 000 Einwohnern. Letztes Jahr habe ich die Schule abgeschlossen. In Österreich muss jeder entweder Bundesheer oder Zivildienst leisten. Ich habe mich für den Zivildienst entschieden und arbeite deswegen seit 9 Monaten an einer Pfarre in Graz. Die Arbeit macht mir Spaß, auch wenn ich „Mädchen für alles“ bin, aber da die Menschen in der Pfarre sehr nett sind geh ich nach wie vor gerne zur Arbeit.

Mi nombre es Thomas Leitner. Tengo diecinueve años y soy de Graz, la segunda ciudad más grande de Austria. Allá viven 250 000 habitantes. El próximo año cumplí

la escuela. En Austria cada ombre tiene que cumplir el servicio militar o social. Decidió por lo segundo y por eso trabajo desde hace 9 meses en una parroquia en Graz. Me gusta mucho el trabajo aunque soy como la chica para todo pero la gente en la parroquia son muy amables así  lo disfruto.  

Während meiner Schulzeit war ich recht sportlich. Neben Handball und Fußball hab ich die letzten Jahre hindurch viel Volleyball gespielt. Im Jänner hab ich mir leider die Bänder gerissen und seither aufgehört. Ansonsten fotographiere ich sehr gern.

Mientras asistía a la escuela era bastante deportivo. Jugaba balonmano, fútbol y voleibol. Por desgracias me rasgé el ligamento en enero así acabé el deporte. Aparte de esto me encanta la fotografía.  

Im Moment überleg ich was ich im Herbst machen soll, da der Zivildienst (12 Monate) dann aus sein wird. Fragen sie mich nicht, ich hab keine Ahnung, aber zum Glück noch ein bisschen Zeit!    

De momento estoy pensando en que podría hacer en otoño, porque entonces el servicio social va a terminar. Dura 12 meses. Por favor no me pregunte, no tengo ni idea, pero por suerte queda un poco rato.
Danke,

dass Sie mir noch immer zuhören, denn jetzt möchte ich ein wenig über die wirtschaftliche Lage von Österreich sprechen. 

Muchas

Wirtschaft in Österreich funktioniert so wie in den meisten westeuropäischen Ländern. Es sind kapitalistische Märkte, in die der Staat mehr oder weniger ausgleichend eingreift. Z. B. durch Arbeitslosenunterstützung, Subventionen in den Bildungs-, Kultur- und viele andere Bereiche.

Vor allem in den 70er Jahren wurde unter einer sozialistischen Regierung der Sozialstaat aufgebaut, der sehr zum allgemeinen Wohlstand seiner Bürger beitrug – z.b. dafür sorgte, dass die Ausbildung an Schulen und Universitäten für jeden gratis zugänglich war. ...Was der Wohlfahrtsstaat alles gemacht hat
Heute kann sich der Staat, das leider nicht mehr leisten, er ist schwer verschuldet. Die Folgen davon sind z.B. dass heute jeder Student ca. 350 Dollar Studiengebühren pro Semester bezahlen muss.

Der Anteil an Pensionisten steigt jedes Jahr in Österreich. Das bisherige Pensionssystem kann sich der Staat nicht mehr leisten und versucht es zu reformieren. 

44% der Landesfläche werden landwirtschaftlich genutzt. Vorherrschend im Alpenraum sind Viehzucht und Milchwirtschaft. Mais, Gerste, Weizen, Kartoffeln, Zuckerrüben, Futterpflanzen, Obst und Wein werden angebaut. Große Bedeutung hat die Forstwirtschaft, immerhin sind rund 42% der Landesfläche bewaldet. Da der Abbau von einheimischen Bodenschätzen unrentabel geworden ist, müssen zwei Drittel des Bedarfs an mineralischen Rohstoffen eingeführt werden. Die wichtigsten Industriezweige sind Nahrungs- und Genussmittelindustrie, Maschinen- und Fahrzeugbau, Metall-, Erdölverarbeitung, chemische, elektrotechnische, Textil-, Bekleidungs-, Leder-, Papier- und Holzindustrie. Die Elektrizitätsgewinnung beruht zu 68% auf Wasserkraft, der Rest auf Wärmekraft. Die wichtigsten Exportgüter sind Maschinen, Halbfertigerzeugnisse, Textilien, Rohstoffe, Nahrungs- und Genussmittel. Importiert werden u.a. Maschinenbau- und Industrieerzeugnisse, Rohstoffe, Pkw u.a. Transportmittel. Haupthandelspartner sind Deutschland u.a. EU-Länder, Schweiz, USA, Ungarn, Tschechische Republik.

Österreich ist ein wichtiges Transitland, v.a. für den Nord-Süd-Verkehr über die Alpen, woraus sich zunehmend große verkehrstechnische und ökologische Probleme ergeben.

Kennzahlen der Österreichischen Wirtschaft Liste
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Tourismus:
Jetzt mach ich ein bisschen Werbung für Österreich, aber Ihr werdet Ende dieses Jahres eh sehen ob ich ein Angeber bin oder ob es stimmt.

Österreich hat Touristen viel zu bieten vor allem landschaftlich. Im Winter kommen sehr viele Menschen um ihre Weihnachtsferien in einem von vielen verschneiten Orten in den Alpen zu verbringen. Vor allem zum Schifahren und Langlaufen.

Im Sommer kommen viele Menschen um bei uns zu wandern, einen Sporturlaub an einem See zu verbringen, oder sich am Bauernhof zu erholen. Auch Städte, vor allem Wien und Salzburg, sowie Thermalgebiete locken viele Leute an. 

Jedenfalls ist Tourismus einer der wichtigsten Wirtschaftszweige Österreichs.

Den Einnahmen durch Tourismus nach steht Österreich trotz seiner Größe am 8. Weltrang (2002). Jedes Jahr kommen etwa 18. Mio Auslandsgäste nach Österreich. Daraus entstehen Deviseneinnahmen (2003) von 14 Mrd. €. Tourismus mach 9% des BIP aus. Rechnet man die Freizeitwirtschaft hinzu kommt man auf 17,9 %.

Im Vergleich mit anderen Ländern, denke ich, ist Tourismus bei uns so ausgeprägt weil sowohl die Sommer- als auch die Wintersaison gleichmäßig stark ist. In den meisten anderen Staaten gibt es entweder Sommer oder Wintertourismus.

Ein zweiter Faktor kommt hinzu, Österreich wird für Touristen immer beliebter, weil im Zuge der Terrorwellen, der Spannungen im Nahen Osten, Epedemien wie Sars und anderen Bedrohungen viele lieber einen Kurzurlaub in einem sicheren Land machen, das leicht mit dem Auto erreichbar ist.

Jetzt will ich noch über eine Besonderheiten der Österreichischen Wirtschaft sprechen. 

Sozialpartnerschaft in Ö:

a) paritätische Kommission für Preis- u. Lohnfragen

b) Verflechtung der Verbände mit politischen Parteien

c) alle wichtigen Institutionen und Gremien paritätisch besetzt

= vieldimensionales System der kooperativen Steuerung und Verwaltung

Sozialpartnerschaft

1.) Allgemeines  

Besonderheit der österreichischen Volkswirtschaft ist die sogenannte „Sozialpartnerschaft“, das Zusammenwirken von Arbeitgebern- und Arbeitnehmervertretern zum Erreichen gemeinsamer Ziele.

Sie entstand in der wirtschaftlichen Not der Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg.

Die Zielvorstellungen 

· „gerechte“  Einkommensverteilung und

· „gesunde“ Umwelt

sind Postulate jüngeren Datums

3. Österreichs Wirtschaftsordnung

Die Grundzüge der österreichischen Wirtschaftsordnung haben sich in der noch heute sichtbaren Form bereits in den Nachkriegjahren ausgeprägt. Mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges  war ja die Zentralverwaltungswirtschaft des Dritten Reiches zusammengebrochen, eine Planwirtschaft nach sowjetischem Vorbild wurde von der Bevölkerung abgelehnt. Es kam daher zu einer grundsätzlich marktwirtschaftlich („kapitalistisch“) ausgerichteten Wirtschaftspolitik. 

Die chaotische Lage erforderte aber ein staatliches Eingreifen, auch um die von den USA über den Marshallplan (ERP – European Recovery Program) zur Verfügung gestellten Geldmittel ($ 1,6 Mrd.) effizient einsetzen zu können. So wurden 1946 bis 1949 die großen  Bergbauunternehmen, Banken und Elektrizitätswerke verstaatlicht, wodurch auch der drohende Zugriff der Besatzungsmächte auf diese Firmen verhindert wurde (Anmerkung: Die „Privatisierung“ dieser Unternehmungen ist auch heute noch nicht gänzlich gegeben und steht in aktueller poltischer Diskussion).

Zur Sicherung der Versorgung wurde die Agrarproduktion durch für die Landwirte  gesicherte Mindestabnahmepreise (Marktordnung) gesteigert, die Inflation durch mehrere Lohn-Preis-Abkommen niedrig gehalten. Zur Förderung der Investitionstätigkeit wurden Steuersenkungen durchgeführt, und der zunehmende Ausbau der Infrastruktur (Bahn, Straße, Autobahn, Strom, Telefon) durch den Staat förderte ebenfalls die wirtschaftliche Entwicklung. Diese „gelenkte“ Marktwirtschaft trug wesentlich zum raschen Wiederaufbau bei („Wirtschaftswunderzeit“ bis Anfang der 70-er-Jahre).

4. Sozialpartnerschaft

Die staatliche Wirtschaftspolitik wurde unterstützt von einer im internationalen Vergleich außergewöhnlichen Zusammenarbeit der Interessensvertretungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern – der „Sozialpartnerschaft“. Sie führte zu einer großen Stabilität in der öffentlichen Ordnung. Dieser soziale Frieden drückt sich auch heute noch dadurch in Österreich aus, dass z.B. sehr wenig gestreikt wird.  

Die Sozialpartnerschaft funktionierte aufgrund gleichartiger Zielvorstellungen:

· Gemeinsames Staats- und Demokratieverständnis

· Gleichberechtigte Interessensvertretungen (Wirtschaftsverbände)

· Zwischen diesen Wirtschaftsverbänden und den Parteien bestehen

enge Verbindungen, welche die politische (gesetzliche) Umsetzung der Verhandlungsergebnisse „garantieren“

· Verhandlungskultur schließt eine hohe Kompromissfähigkeit ein

· Gesprächsbereitschaft ist dauerhaft gegeben 

· Soziale Absicherung aller Bevölkerungsschichten verhindert gewalttätige Konflikte zwischen diesen

· Wirtschaftswachstum sichert Einkommenssteigerungen der Arbeitnehmer

als auch soziale Fortschritte 

Die Zusammenarbeit fand aber erst in der ab 1957 eingesetzten Paritätischen Kommission in einer institutionalisierten Form statt. Bis dahin war man faktisch freiwillig und informell tätig, wodurch Problemlösungen abseits öffentlicher Diskussionen  leichter gefunden werden konnten. Die Umsetzung durch Gesetze und Verordnungen oblag natürlich der Politik. 

Diese Vorgangsweise war deshalb möglich, weil in der Nachkreiszeit bzw. von 1945 bis 1966 eine sogenannte „große Koalition“ von ÖVP und SPÖ die Regierung bildete. Die Sozialpartner standen jeweils diesen Parteien nahe und war dadurch die politische Umsetzung von Vereinbarungen auch „gesichert“.

5. Paritätische Kommission

Als typische Institution der Sozialpartnerschaft ist die 1957 eingesetzte Paritätische Kommission zu bezeichnen. Wie schon der Name sagt waren Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit gleichen Rechten  (paritätisch) tätig.

Als Arbeitgebervertreter agierten die Wirtschaftskammer und die Landwirtschaftskammern (in Österreich waren 1950 über 25% der Berufstätigen in der Landwirtschaft beschäftigt). Die Arbeitnehmerseite wurde durch Arbeiterkammer und  ÖGB (Österreichischer Gewerkschaftsbund) vertreten. 

Die formelle Beschlussfassung erfolgt in der öffentlichen Vollversammlung, in der auch die Bundesregierung vertreten ist (Bundeskanzler, Wirtschaftsminister, Sozialminister, Landwirtschaftsminister). 

Tatsächlich wurden aber die Entscheidungen materiell in der Präsidentenvorbesprechung“ in nichtöffentlichen Sitzungen abgesprochen. 

Vorbereitet wurden die Beschlüsse von Fachleuten in den (natürlich) paritätisch besetzten Unterausschüssen und Beiräten:

· Lohnunterausschuss

· Preisunterausschuss

· Unterausschuss für internationale Fragen

· Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen

Der Lohnunterausschuss ist hauptsächlich zuständig für die Freigabe der (jährlichen) Verhandlungen über Erhöhungen beim Kollektivvertrag. Die tatsächlichen Verhandlungen werden von Wirtschaftskammer und ÖGB geführt.

Anmerkung: Kammern der „freien Berufe“ (Ärzte, Rechtsanwälte usw.) sind in der Paritätischen Kommission nicht eingebunden; Arbeitnehmer in diesen Sektoren haben auch heute noch meist keine kollektivvertragliche Lohnregelung.

6. Aktuelle Entwicklungen 

Mit dem Beginn von Alleinregierungen einer Partei (1966 ÖVP bzw. 1970 SPÖ) wurde zunehmend Kritik an der Lösungskompetenz der Sozialpartnerschaft laut. Dass Verhandeln hinter verschlossenen Türen wurde nicht mehr als notwendige Vertraulichkeit sondern von einer kritischer gewordenen Medien-Öffentlichkeit als Packeln betrachtet.

Es ist nicht mehr notwendig, dass der Staat in diesem Ausmaß wirtschaftliche Entwicklungen lenkt. Die Preise werden heute vom internationalen Markt bestimmt, dadurch verlor die autonome Preispolitik ihre Bedeutung. In gleicher Weise wird auch die Lohnpolitik  nicht mehr nach nationalen Kriterien, sondern mehr und mehr durch internationalen Wettbewerb bestimmt.

Allerdings ist mit der Globalisierung  der Wirtschaft und der damit zusammenhängenden Anpassungserfordernisse am Arbeitsmarkt (strukturelle Arbeitslosigkeit in Westeuropa) der Wunsch nach einer Renaissance derartiger Modelle  doch sichtbar geworden. In der BRD wurden z.B. mehrere Anläufe unternommen ein Bündnis für Arbeit zu schließen. In Österreich ist die Neuregelung der Abfertigungen als positives Beispiel zu nennen.

So scheint es, dass ein schärferer wirtschaftlicher Gegenwind für Konsenslösungen  günstig ist.

Die letzten Tendenzen in der österreichischen Wirtschaft gehen in Richtung Nachhaltigkeit. Ursprünglich meinte man damit in der Forstwirtschaft pro Jahr nicht mehr Bäume zu fällen als auch wieder nachwachsen können. Heute wird von sozialer, ökologischer und ökonomischer Nachhaltigkeit gesprochen. Man versucht einen Gegenpol zu finden um die Nachteile der Globalisierung auszugleichen, das wird noch länger dauern, dafür bin ich jetzt fertig.

Vielen Dank für ihr Interesse.

